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Entscheidung des Gerichts

Das Landgericht Köln stellte sich auf die
Seite des Klägers und verpflichtete die Be-
klagte zur Zahlung der Versicherungssum-
me. Das Gericht begründete dies wie folgt:

1. Einbeziehung der AVB: Das Gericht sah
es als nicht hinreichend bewiesen an,
dass die AVB dem Kläger vor Vertrags-
schluss übermittelt worden waren. Da-
mit fehlte es bereits an einer wirksa-
men Einbeziehung gemäß § 305 Abs. 2
BGB.

2. Transparenz der AVB: Selbst wenn die
AVB als Vertragsgrundlage wirksam
einbezogen worden wären, stellte das
Gericht fest, dass die Klausel 5.2.2 in-
transparent sei. Die Begriffe „Trans-
port“ und „Transportmittelunfall“ seien
unklar und für einen durchschnittli-
chen Versicherungsnehmer ohne ver-
sicherungsrechtliche Spezialkenntnis-
se nicht verständlich.

3. Auslegung des Begriffs “Anlandholen”:
Das Gericht legte dar, dass das Anland-
holen nicht in dem Moment endet, in
dem die Yacht aus dem Wasser geho-
ben wird, sondern erst, wenn sie ihren
vorgesehenen Stellplatz sicher erreicht
hat. Die Fortbewegung der Yacht auf
dem Werftgelände sei somit als Teil des
Anlandholens und nicht als Transport
zu werten.

4. Anspruch des Klägers: Aufgrund des
festgestellten wirtschaftlichen Total-
schadens und der vertraglich verein-
barten festen Taxe sprach das Gericht
dem Kläger die volle Versicherungs-
summe zu.

Rechtliche Analyse

1. Relevanz der AVB-Einbeziehung

Nach § 305 Abs. 2 BGB müssen Allge-
meine Geschäftsbedingungen vor Ver-
tragsschluss übermittelt werden, um
wirksam einbezogen zu werden. Im vorlie-
genden Fall konnte die Beklagte nicht
nachweisen, dass die AVB dem Kläger

Einleitung

Das Urteil des Landgerichts Köln vom
13. November 2024 behandelt einen zen-
tralen Konflikt im  Versicherungsvertrags-
recht, der für Yachteigner von großer
praktischer Bedeutung ist. Es ging um die
Frage, ob eine Yacht-Kaskoversicherung
die entstandenen Schäden deckt, die
während eines Anlandholens auftraten,
oder ob der Versicherer die Leistung auf-
grund eines Ausschlusses verweigern
darf. 

Das Gericht entschied zugunsten des
Klägers und klärte dabei zentrale Fragen
zur Auslegung und Geltung von Versiche-
rungsbedingungen sowie zur Transpa-
renzpflicht der Versicherer. Dieser Beitrag
analysiert die Entscheidung im Detail und
bewertet ihre Auswirkungen sowohl aus
rechtlicher als auch aus praktischer Sicht.

Sachverhalt

Der Kläger, privater Eigner einer Mo-
toryacht hatte eine Allgefahrenversiche-
rung mit einer Versicherungssumme von
1.030.000 Euro bei der Beklagten abge-
schlossen. Die Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen (AVB) der AXA Versi-
cherung AG enthielten unter anderem ei-
ne Klausel (Ziff. 5.2.2), die den
Versicherungsschutz für Schäden
während eines Transports ausschloss, so-
fern  diese nicht durch Transportmittelun-
fälle verursacht wurden.

Am 13. Oktober 2022 kam es auf dem
Gelände einer spanischen Werft zu einem
Zwischenfall: Während des Anlandholens
riss der Träger eines Travel-Lifts, wodurch
die Yacht zu Boden fiel und erhebliche
Beschädigungen erlitt. Die AXA verwei-
gerte die Leistung mit der Begründung, es
habe sich um einen Transport gehandelt,
der von der Versicherung nicht gedeckt
sei. Der Kläger argumentierte hingegen,
dass der Schaden während eines versi-
cherten Anlandholens eingetreten sei,
und bestritt die Einbeziehung sowie
Transparenz der AVB.

Zentrale Fragen zur Auslegung und Geltung von 

Versicherungsbedingungen sowie zur Transparenzpflicht in der 

Yacht-Kaskoversicherung geklärt 

Urteilsbesprechung: LG Köln, Urteil vom 13.11.2024 – 20 O 18/23 (rechtskräftig seit 15.01.2025)

rechtzeitig übergeben wurden. Diese
Feststellung allein hätte ausgereicht, um
die Klage zu begründen.

2. Transparenzgebot und Verbraucher-

schutz 

Besonders kritisch beurteilte das Ge-
richt die mangelnde Transparenz der
Klausel 5.2.2. Das Transparenzgebot
gemäß § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB verlangt,
dass Vertragsklauseln klar und verständ-
lich formuliert sind. Die fehlende Definiti-
on von “Transport” und “Transportmittel-
unfall” führte dazu, dass die Klausel nicht
nur als unwirksam eingestuft wurde, son-
dern auch den Versicherungsschutz un-
angemessen eingeschränkt hätte.

3. Abgrenzung zwischen Anlandholen

und Transport

Das Gericht stellte klar, dass typische Ab-
läufe wie das Anlandholen oder Zuwasser-
lassen grundsätzlich vom Versicherungs-
schutz umfasst sein müssen. Diese Ausle-
gung schützt Versicherungsnehmer vor
unangemessenen Leistungsausschlüssen
und betont die Notwendigkeit einer kunden-
freundlichen Vertragsgestaltung.

4. Schadensmeldung und Obliegen-

heiten

Das Urteil unterstreicht auch, dass eine
ordnungsgemäße und zeitnahe Scha-
densmeldung ausreicht, um Obliegenhei-
ten zu erfüllen. Zusätzliche Anforderun-
gen, wie sie die Beklagte geltend machte,
wurden als unbegründet verworfen.

5. Wirtschaftlicher Totalschaden

Durch die feste Taxe im Versicherungs-
vertrag wurde sichergestellt, dass die volle
Versicherungssumme ausbezahlt wird,
sobald die Reparaturkosten die Versiche-
rungssumme übersteigen. Dies schützt
den Versicherungsnehmer vor langwieri-
gen Auseinandersetzungen über den
Restwert oder alternative Reparatur-
kosten.



Zeitschrift für Versicherungswesen 03 | 2025132

LEBENSVERSICHERUNG

Praktische Konsequenzen für Yacht-
eigner

1. Klare Vertragsunterlagen

Yachteigner sollten darauf bestehen,
sämtliche Versicherungsbedingungen vor
Abschluss eines Vertrags zu erhalten und
diese im Detail zu prüfen. Unklare oder
widersprüchliche Klauseln sollten hinter-
fragt werden.

2. Dokumentation von Vorgängen

Um Ansprüche im Schadenfall erfolg-
reich geltend zu machen, ist eine umfassen-
de Dokumentation des Schadensereignis-
ses essenziell. Fotos, Berichte und E-Mails
können im Streitfall entscheidend sein.

3. Versicherungsschutz prüfen

Die Entscheidung des Gerichts legt na-
he, dass Yachteigner ihre Versicherungs-
bedingungen dahingehend prüfen soll-
ten, ob typische Risiken wie Anlandholen
und Zuwasserlassen eindeutig abgedeckt
sind.

4. Signal an Versicherer

Das Urteil setzt ein deutliches Zeichen
an Versicherer, transparente und kunden-
freundliche Bedingungen zu formulieren.
Die Praxis, intransparente Ausschlüsse
geltend zu machen, wird durch dieses Ur-
teil erschwert.

Fazit

Das Urteil des LG Köln ist richtungswei-
send für die Versicherungsbranche und
den Verbraucherschutz. Es bestätigt die
Rechte der Versicherungsnehmer und
stellt klare Anforderungen an die Gestal-
tung von Versicherungsverträgen. Für
Yachteigner ist es ein wichtiges Signal,
dass typische Risiken ihres Betriebs nicht
durch unklare Ausschlussklauseln aus
der Deckung fallen dürfen. Gleichzeitig
zeigt es, dass eine gute Vorbereitung und
Dokumentation im Schadenfall entschei-
dend ist. Versicherer sollten die Entschei-
dung zum Anlass nehmen, ihre Bedin-
gungen zu überprüfen und klarer zu 
gestalten, um Streitigkeiten und Vertrau-
ensverluste zu vermeiden.
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das Urteil erstritten

Aber die HGB-Bilanz leidet. Zwar ist
sie insgesamt starr – die Anleihen wer-
den meistens im Anlagevermögen zu
Ihren Anschaffungskosten oder Nomi-
nalwerten bilanziert; die versicherungs-
technische Deckungsrückstellung wird
mit dem festen Rechnungszins bilan-
ziert. Jedoch können Zinsverluste nun
nicht mehr so einfach durch die Realisie-
rung von Bewertungsreserven kompen-
siert werden. 

Von einer stillen Last spricht man, wenn
der Marktwert eines Assets unter seinem
Buchwert liegt. Stille Lasten beschränken
den bilanziellen Handlungsspielraum des
Versicherers. Die Umschichtung wird ein-
geschränkt, da hierbei die stillen Lasten
realisiert werden. Zudem wird es schwie-
riger, die angekündigten Bilanzergebnis-
se zu erreichen. Denn eine kurzfristige
Realisierung von Bewertungsreserven
wird immer schwieriger.

1. Einleitung

Zeitenwende am Zinsmarkt. In der lan-
ge andauernden Niedrigzinsphase waren
die stillen Reserven die wichtigste Quelle
der deutschen Lebensversicherer, um ih-
re Gewinne buchhalterisch zu stützen.
Seit drei Jahren haben sich die Zinsen
nun erholt – und die Stillen Reserven sind
zu stillen Lasten geworden. Damit trennt
sich in der HGB-Bilanz künftig die Spreu
vom Weizen. Verluste können nur noch
dann kompensiert werden, wenn stille
Reserven zur Verfügung stehen, die reali-
siert werden können. Der Großteil der Le-
bensversicherer weist aber stille Lasten
auf – zumindest im Saldo. 

Ökonomisch gesehen sind steigenden
Zinsen von Vorteil. Dies sieht man auch
an den steigenden Solvency-II-Quoten.
Denn die Deckungsrückstellungen auf
der Passivseite werden aufgrund ihrer ho-
hen Duration stärker diskontiert. Die An-
leihen auf der Aktivseite der Marktwertbi-
lanz haben hingegen typischerweise eine
kürzere Restlaufzeit und verlieren daher
weniger an Wert – insgesamt ein positiver
ökonomischer Effekt. 
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Abbildung 1: Zinsentwicklung
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